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ringer. So stiegen die Kaltmieten bis November 2022 im 
Vergleich zum Vorjahresmonat um 1,8 % und die Kaltmie-
ten einschließlich der kalten Wohnnebenkosten um 2,0 %.

Mietende mit Indexmietverträgen drohen doppelt belastet zu 
werden: neben den steigenden Energiekosten auch von ei-
ner deutlich höheren Miete. Die Vorteile der Indexmiete ver-
kehren sich für die Mietenden somit ins Gegenteil gerade in 
angespannten Wohnungsmärkten, wo ihnen die Verhand-
lungsmacht fehlt. So fordert der deutsche Mieterbund die 
Einführung einer Kappungsgrenze bei bestehenden Index-
mietverträgen sowie ein Verbot des Neuabschlusses von In-
dexmieten. Der rot-grüne Hamburger Senat hat eine Bundes-
ratsinitiative zur Begrenzung des Anstiegs von Indexmieten 
beschlossen: Indexmieten sollen auch bei hohen Inflationsra-
ten um maximal 3,5 % pro Jahr angehoben werden können. 
Dieser Vorstoß fand im Bundesrat jedoch nicht die erforderli-
che Mehrheit. Eine Initiative aus Bayern, die einen Index vor-
sieht, der das Wachstum der Mieten und nicht das Wachstum 
der Inflation abbildet, befürwortete der Bundesrat dagegen.

Das Mieterhöhungsrecht wird wahrscheinlich nicht bei allen 
Indexmietverträgen angewendet. Doch der Reformbedarf 
ist offensichtlich. Ein pragmatischer Weg ist eine Obergren-
ze für die jährliche Steigerung der Miete. Ein zweiter Weg ist 
die Umstellung auf einen Mietindex. Bemessungsgrundlage 
könnte der Teilindex für Nettokaltmiete und Wohnungsne-
benkosten im Rahmen des VPI sein, der seit 2020 bereits 
für die Fortschreibung des Wohngeldes herangezogen wird 
(§ 43 Wohngeldgesetz). Die Indexberechnung basiert seit 
2019 auf einer deutlich verbesserten repräsentativen Zu-
fallsstichprobe mit 20.000 Haushalten und wird vom Statis-
tischen Bundesamt zusammen mit dem VPI monatlich ver-
öffentlicht. Bei einer Umstellung wäre die ursprünglich be-
absichtigte Realwertsicherung für Vermietende zwar nicht 
mehr gegeben, aber es wäre eine gute langfristige Lösung 
gefunden, bei der Vermietende wertbeständig Einnahmen 
erzielen können und Mietende vor extremen Doppelbela-
stungen bei hoher Inflation geschützt sind.

Eine Abschaffung der Indexmiete ist aufgrund der Vorteil-
haftigkeit und mit Blick auf die Vertragsfreiheit und -vielfalt 
nicht erforderlich. Der Handlungsbedarf bei der Fortschrei-
bung der qualifizierten Mietspiegel (§ 558d BGB), die eben-
falls auf Basis des VPI erfolgt, ist jedoch wesentlich größer 
als beim Nischenthema Indexmiete. Qualifizierte Mietspie-
gel sind seit Mitte 2022 in Großstädten verpflichtend. Die 
ortsübliche Vergleichsmiete ist die Basis sowohl für die An-
hebung der Mieten in unbefristeten Mietverträgen als auch 
für die Mietpreisbremse. Somit sind qualifizierte Mietspiegel 
für eine große Mehrheit von Mieterhaushalten maßgeblich.
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Die Indexmiete beim Wohnen stellt eine variable Mög-
lichkeit zur Mietpreisgestaltung im Wohnungsmarkt dar. 
So können die Vertragsparteien „schriftlich vereinbaren, 
dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland bestimmt wird“ (§ 557b BGB). 
Die Regelung existiert bereits seit 1993 und seit 2002, mit 
der Integration des Miethöhegesetzes (MHG) in das BGB, 
in der heutigen Form. Bemessungsgrundlage ist der vom 
Statistischen Bundesamt ermittelte „Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland“, 
also der Verbraucherpreisindex Deutschland (VPI).

Eine Steigerung des VPI ermöglicht eine entsprechende 
Mieterhöhung. Die Erhöhung erfordert eine schriftliche 
Erklärung, sie erfolgt nicht automatisch. Eine Änderung 
der Miete über den Standardweg (Mieterhöhung bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete, § 558 BGB) ist bei einem 
Indexmietvertrag nicht mehr möglich, ebenso wenig wie 
die Anwendung der Modernisierungsumlage (§ 559 BGB). 
Änderungen können erst nach zwölf Monaten erfolgen. 
Die Frist ist damit kürzer als bei § 558 BGB, bei dem die 
Miete mindestens 15 Monate unverändert bleiben muss. 

Indexmieten werden beim Wohnen eher selten vereinbart. 
Sie können jedoch für beide Vertragspartner vorteilhaft sein. 
Denn die Planungssicherheit vermeidet eventuelle Diskussi-
onen oder gar Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien. 
Aus Vermietersicht ist eine Indexmiete insbesondere in Pha-
sen hoher Inflation günstig, da dann die Erhöhungen nicht 
an die ortsübliche Vergleichsmiete der Mietspiegel gebun-
den sind. Hier gilt eine Kappungsgrenze in Höhe von 20 % 
maximaler Mietsteigerung innerhalb von drei Jahren. In an-
gespannten Wohnungsmärkten gilt darüber hinaus eine ab-
gesenkte Kappungsgrenze in Höhe von 15 %.

Für Mietende, insbesondere in Großstädten und Bal-
lungsräumen, waren Indexmieten vor dem Auftreten der 
Inflation in aller Regel günstiger als reguläre Mietverhält-
nisse, da die Lebenshaltungskosten dort weit weniger 
stark gestiegen sind als die Mieten. 2021 stiegen die Ver-
braucherpreise im Jahresdurchschnitt um 3,1 %, 2022 um 
7,9 %. 2022 gab es damit den stärksten Anstieg seit 1951. 
Die Inflation ist speziell durch die Energiekosten getrie-
ben. Die Mieten ziehen zwar auch an, aber deutlich ge-
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